
Air Berlin

Merkwürdige
Genehmigungen 
Das vom Luftfahrtbundesamt
geplante Verbot von 34 ge-
meinschaftlichen Flugverbin-
dungen könnte die Firma Air
Berlin und ihren Partner Eti-
had stärker treffen als vermu-
tet. Beiden Fluglinien drohen
Umsatz- und Gewinneinbu-
ßen, wenn die Araber für die
von den Deutschen befloge-
nen Strecken keine  Tickets
mehr verkaufen dürfen. Bun-
desverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) will
 zudem prüfen lassen, warum
die sogenannten Codeshare-
Strecken in den zurückliegen-
den Perioden vor seiner
Amtszeit überhaupt geneh-
migt wurden. Zuständig war

damals Dobrindts Partei-
freund Peter Ramsauer. Laut
einer Zusatzvereinbarung
zum Luftverkehrsabkommen
zwischen der Bundesrepublik
und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten aus dem Jahr
1994 dürfen Gemeinschafts-
flüge von deutschen und ara-
bischen Airlines nur von
Frankfurt, München, Düssel-
dorf und Hamburg aus an -
geboten werden, nicht jedoch
von Berlin. Gerade dort aber
starten besonders viele Air-
Berlin-Jets im Unterauftrag
ihres Finanziers Etihad, unter
anderem zu dessen Verkehrs-
drehscheibe in Abu Dhabi.
Warum die deutschen Behör-
den in der Vergangenheit
 beide Augen zugedrückt ha-
ben, sollen nun Dobrindts
 Experten klären. did
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Korruption

Rheinmetall 
sucht den Deal
Der Düsseldorfer Rüstungs-
konzern Rheinmetall will sich
offenbar mit einer Millionen-
zahlung von der Verfolgung
durch die Bremer Staats -
anwaltschaft freikaufen. Hin-
tergrund sind angebliche
Schmiergeldzahlungen in Mil-
lionenhöhe, die ein Rhein -
metall-Repräsentant seit An-
fang der Neunzigerjahre an
Militärs und Beamte im Athe-
ner Verteidigungsministerium
geleistet haben soll, um Auf-
träge für die Düsseldorfer
Rüstungsschmiede an Land
zu ziehen. Es ging unter
 anderem um Luftabwehrrake-
ten und Elektronik für die
Modernisierung von U-Boo-
ten. Offenbar will Rhein -

metall den Fall nun ohne öf-
fentliches Gerichtsverfahren
beerdigen. Der Rüstungskon-
zern strebt, mit Rückende-
ckung von Bundeswirtschafts-
minister Sigmar Gabriel, eine
Fu sion mehrerer deutscher
Waffenproduzenten an. Ein
Prozess wegen Korruption
wäre da „kontraproduktiv“,
wie ein Rheinmetall-Insider
sagt. Eine konkrete Summe
für den Deal mit der Staats-
anwaltschaft sei noch nicht
vereinbart, heißt es. Rhein-
metall antwortete auf eine
SPIEGEL-Anfrage nicht. Bis-
lang hatte der Konzern stets
bestritten, von Schmiergeld-
zahlungen gewusst oder diese
veranlasst zu haben. Bei der
Staatsanwaltschaft heißt es,
es sei noch zu früh, um sich
über  einen möglichen Verfah-
rensabschluss zu äußern. js
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